
Gesetze und Verordnungen der Arbeiter-und-Bauern-Regierung, Jahr­
gang 1920, Nr. 66, S. 297 u. ä.) eingeräumt wurde.

Anmerkung: Sollte es sich notwendig machen, im Ausnahmefall 
Schußwaffen an Personen auszuhändigen, die nicht zu den genannten 
Kategorien gehören, so entscheiden die Außerordentlichen Kommis­
sionen über die Aushändigung.

§ 71) Die Außerordentlichen Kommissionen und die Miliz sind ver­
pflichtet, darüber zu wachen, daß sich die Waffen nur in den Händen 
von Personen befinden, die darauf ein gesetzliches Recht haben, und 
Personen gerichtlich zu belangen, die gegen den vorliegenden Beschluß 
verstoßen.2)
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1 )  Die Paragraphen 2—6 haben keine unmittelbare Beziehung zur Tätigkeit der Ge­
samtrussischen Tscheka.

2) In den Jahren des 1. Weltkrieges und des Bürgerkrieges geriet besonders in den 
Räumen, wo Kampfhandlungen stattgefunden hatten, der Bevölkerung eine beträcht­
liche Menge von Waffen und Munition in die Hände. Der Rat der Volkskommissare hatte 
mit einem Dekret vom 10. Dezember 1918 alle Bürger sowie sämtliche Einrichtungen von 
Zivilbehörden verpflichtet, die sich in ihrem Besitz befindlichen gebrauchsfähigen und 
beschädigten Karabiner, Maschinengewehre, Revolver und die dazugehörigen Patronen 
sowie alle Arten von Säbeln abzuliefern. Das Verbergen von Waffen sowie die Ver­
zögerung ihrer Abgabe oder Handlungen, welche gegen die Abgabe gerichtet waren, 
wurden als schweres Verbrechen mit Freiheitsentzug von einem bis zehn Jahren Dauer 
geahndet. Die Durchführung der Tätigkeit zur Ermittlung von Tatsachen der ungesetz­
lichen Aufbewahrung von Waffen sowie zu ihrer rechtzeitigen Aushebung wurde der 
Gesamtrussischen Tscheka und ihren örtlichen Organen übertragen.
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